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Anlage ./2 zur Diskussionsgrundlage für die 6. Sitzung 
 
 
Auszug aus der Regierungsvorlage 14 BlgNR 20. GP sowie den Erläuterungen dazu: 

 

„Art. 15a. (1) Bund und Länder können Vereinbarungen über Angelegenheiten ihres jeweiligen 
Wirkungsbereiches schließen. 

(2) Der Abschluß solcher Vereinbarungen namens des Bundes obliegt je nach dem Gegenstand der 
Bundesregierung oder den Bundesministern. Vereinbarungen gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Inhalts 
dürfen nur von der Bundesregierung mit Genehmigung des Nationalrates abgeschlossen werden, wobei Art. 50 
Abs. 2 und 3 für solche Beschlüsse des Nationalrates gilt; sie sind im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 
Anläßlich des Abschlusses einer anderen Vereinbarung kann das abschließende Organ anordnen, daß die 
Vereinbarung durch Erlassung von Verordnungen zu erfüllen ist. 

(3) Der Abschluß von Vereinbarungen namens eines Landes obliegt dem nach der Landesverfassung 
zuständigen Organ. Vereinbarungen gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Inhalts dürfen nur mit 
Genehmigung des Landtages abgeschlossen werden. Bei einer Vereinbarung gesetzändernden oder 
gesetzesergänzenden Inhalts kann der Landtag anläßlich ihrer Genehmigung beschließen, daß sie durch 
Erlassung von Gesetzen, bei einer anderen Vereinbarung kann das nach der Landesverfassung zuständige Organ 
anordnen, daß sie durch Erlassung von Verordnungen zu erfüllen ist. 

(4) Vereinbarungen der Länder untereinander können nur über Angelegenheiten ihres selbständigen 
Wirkungsbereiches abgeschlossen werden. Bundesverfassungsgesetzliche Bestimmungen, die für die Erlassung 
von Gesetzen oder Verordnungen der Länder besondere Erfordernisse festlegen, gelten auch für Vereinbarungen, 
die nicht durch Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen zu erfüllen sind. Auf Beschlüsse der Landtage 
gemäß Abs. 3 zweiter Satz über Vereinbarungen, die nicht durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen sind, ist 
Art. 98 anzuwenden; andere Vereinbarungen der Länder untereinander sind der Bundesregierung vor ihrem 
Inkrafttreten zur Kenntnis zu bringen. 

(5) Durch Vereinbarungen nach Abs. 4 können für einzelne Angelegenheiten gemeinsame Einrichtungen 
nichtbehördlichen Charakters geschaffen werden. 

(6) Die Grundsätze des völkerrechtlichen Vertragsrechtes sind auf Vereinbarungen im Sinne des Abs. 1 
anzuwenden. Das gleiche gilt für Vereinbarungen im Sinne des Abs. 4, soweit nicht durch die Verfassungen der 
betreffenden Länder übereinstimmend anderes bestimmt ist.“ 

 
Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage führten dazu aus: 

„Art. 15a ist in dem Sinne neu gestaltet, daß Vereinbarungen im Sinne dieses Artikels – so wie 
Staatsverträge – unmittelbar anwendbar sein können; die zusätzliche Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen 
wird dadurch im Regelfall entbehrlich werden. Da solche Vereinbarungen auch Angelegenheiten des 
Bundesverfassungsrechts zum Gegenstand haben können, wird auf diese Weise insbesondere auch die – 
präzisierende – Festlegung der Grenzen zwischen einzelnen Zuständigkeiten des Bundes und der Länder 
ermöglicht. 

Da beabsichtigt ist, auch unmittelbar anwendbare Vereinbarungen nach Art. 15a B-VG zuzulassen, wird im 
Abs. 2 in einer Weise, die vergleichbar mit jener bei völkerrechtlichen Verträgen ist, angeordnet, daß bei 
gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Ländern die 
Genehmigung des Nationalrates einzuholen ist und die Vereinbarung kundzumachen ist. Sofern es sich um 
Vereinbarungen handelt, die nicht der Genehmigung des Nationalrates bedürfen, soll es der Bundesregierung 
überlassen bleiben, die Erfüllung der Vereinbarung Verordnungen vorzubehalten. 

Abs. 3 trifft für den Abschluß von Vereinbarungen auf Seiten des Landes eine Regelung, die der in Abs. 2 
für die Bundesseite vorgesehenen analog ist. 

Abs. 4 übernimmt in seinem ersten Satz und im zweiten Teil seines letzten Satzes den bisherigen Abs. 2. 
Weiters wird ausdrücklich der (an sich selbstverständliche) Grundsatz normiert, daß die 
bundesverfassungsgesetzlichen Bestimmungen, die für die Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen der 
Länder besondere Erfordernisse festlegen, auch für unmittelbar anwendbare Vereinbarungen nach Art. 15a 
gelten; dabei ist etwa an das Zustimmungsrecht der Bundesregierung nach Art. 15 Abs. 7 oder Art. 97 Abs. 2 zu 
denken. In demselben Sinne ist vorgesehen, daß gesetzändernde oder gesetzesergänzende Vereinbarungen, die 
unmittelbar anwendbar sein sollen, dem Einspruchsverfahren nach Art. 98 unterliegen. Das ist eine notwendige 
Folge der Einführung gesetzändernder oder gesetzesergänzender Vereinbarungen, die unmittelbar anwendbar 
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sind. Bisher mußten die die Vereinbarung erfüllenden Gesetze das Einspruchsverfahren nach Art. 98 
durchlaufen; da nun an deren Stelle aber die unmittelbar anwendbaren Vereinbarungen treten, muß sich das 
Einspruchsverfahren auf die Vereinbarung selbst beziehen. 

Eine Neuerung bringt auch Abs. 5, der es den Ländern ermöglicht, durch Vereinbarungen untereinander 
gemeinsame Einrichtungen nichtbehördlichen Charakters zu schaffen. 

Im übrigen wurden die bisherigen Regelungen des Art. 15a übernommen.“ 
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